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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung vorgelegten Vorschlag einer Richtlinie 
des Rates zur Änderung der Richtiinien Nr. 64/432/EWG, 64/433/EWG, 

71 /II 8/EWG, 72/461 /EWG und 72/462/EWG über die Verfahren des 
Ständigen Veterinärausschusses 

Vorschlag einer Entscheidung des Rates zur Änderung der Entscheidung 
Nr. 73/88/EWG in bezug auf die Verfahren des Ständigen 
Veterinärausschusses 
— Drucksache 7/3434 — 


A. Problem 

Der Ständige Veterinärausschuß hat seine Stellungnahmen bin- 
nen 30 Monaten abzugeben. Der Rat hat die Möglichkeit, die 
von der EG-Kommission vorgeschlagenen Maßnahmen mit ein- 
facher Mehrheit abzulehnen. 


B. Lösung 

Nach den Vorschlägen sollen die Befristung und das Vorbehalts- 
recht des Rates wegfallen. 

Einmütige Kenntnisnahme 
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A. Bericht des Abgeordneten Eigen 


Der Vorschlag der EG-Kommission wurde von der 
Frau Präsidentin mit Schreiben vom 16. April 1975 ! 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und j 
Forsten überwiesen. Der Ausschuß hat die Vorlage 
in seiner Sitzung am 21. Mai 1975 beraten. 

Bei dem Vorschlag geht es um folgendes: Durch 
Ratsbeschluß wurde 1968 ein Ständiger Veterinär- 
ausschuß eingesetzt, um seine Stellungnahmen auf 
den ihm vom Rat zugewiesenen Sachgebieten ab- 
zugeben. Diese Stellungnahmen müssen binnen 30 
Monaten abgegeben werden. Die auf Grund der 
Stellungnahmen von der EG-Kommission vorge- 
schlagenen Maßnahmen können dort bisher mit ein- 
facher Mehrheit abgelehnt werden. Da die Erfahrung 
mit dem derzeitigen Verfahren gezeigt hat, daß die 
Entscheidungen rasch zustande kommen, soll die 
zeitliche Befristung aufgehoben werden. Gleichzei- 
tig soll dem Rat die Möglichkeit genommen werden, 
die von der EG-Kommission vorgeschlagenen Maß- 
nahmen mit einfacher Mehrheit abzulehnen. , 


Gegen den Wegfall der Befristung wurden im 
Ausschuß Bedenken nicht erhoben, wohl aber gegen 
den Ausschluß des Vorbehaltsrechts. Die dem Stän- 
digen Veterinärausschuß bisher übertragenen Befug- 
nisse seien von großer Tragweite und diesem Aus- 
schuß in ihrem Umfang auch nur deswegen übertra- 
gen worden, weil der Rat sich mit einfacher Mehr- 
heit gegen bestimmte Maßnahmen aussprechen 
konnte. Bei unverändertem Umfang der Befugnisse 
des Veterinärausschusses dürfe dieses Recht des 
Rates daher auch nicht wegfallen. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, von 
dem Vorschlag der EG-Kommission mit der Maß- 
gabe Kenntnis zu nehmen, daß die Bundesregierung 
aufgefordert wird, sich bei den Verhandlungen in 
Brüssel dafür einzusetzen, daß Artikel 2 in beiden 
Vorschlägen gestrichen wird. 


Bonn, den 22. Mai 1975 


Eigen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften — Drucksache 
7/3434 — mit der Maßgabe zur Kenntnis zu nehmen, daß die Bundesregierung 
aufgefordert wird, sich dafür einzusetzen, daß Artikel 2 in beiden Vorschlägen 
gestrichen wird. 


Bonn, den 22. Mai 1975 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Eigen 

Vorsitzender Berichterstatter 
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